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Ⅰ．Der lange und steinige Weg hin zu einer gesetzlichen Regelung
Rückblickend betrachtet war der Weg bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Förderung der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Kon-
fliktbeilegung lang und steinig.1）Dabei war die mit drei Jahren bemessene Frist, 
die der europäische Gesetzgeber der deutschen Legislative zur Umsetzung der 
sogenannten Mediations-RL eingeräumt hatte, nicht unverhältnismäßig kurz. Es 
hätte ein Leichtes sein müssen, diese Frist einzuhalten. Unterschiedliche Ansich-
ten und Ansatzpunkte zu diversen Fragestellungen erwiesen sich im Laufe des 
Gesetzgebungsverfahrens allerdings als große Stolpersteine.2） Dies traf vor allem 
auf die Beantwortung der Frage zu, ob dem Modell des Richtermediators oder 
dem des Güterichters der Vorzug zu geben ist. Schließlich gab es Ersteres bereits 
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1）　Vgl. Düwell, S. 1921, der mit wenigen Worten einen guten Überblick über das 
Gesetzgebungsverfahren gibt. So auch Greger/Unberath, S. 34 ff.
2）　So die Formulierung von Prütting, S. 796.
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in einigen Bundesländern, wobei sich dieser Ansatz durchaus als gewinnbringend 
und als in der Praxis umsetzbar erwiesen hatte.3）Weiter war über die Ausbildung 
zum Mediator zu befinden, welche mittels Rechtsverordnung geregelt werden 
sollte. Letzteres scheint sich wie ein dehnbares Gummiband in die Länge zu zie-
hen. Zwar gibt es einen Entwurf für eine entsprechende Verordnung, der vom 
31. 01. 2014 datiert. Doch ist ein Inkrafttreten der „Verordnung über die Aus- und 
Fortbildung von zertifizierten Mediatoren“4）derzeit nicht absehbar. Schließlich 
sieht der Entwurf vor, dass die Verordnung ein Jahr nach ihrem Erlass in Kraft 
treten soll. Auf diese Weise will es der Verordnungsgeber den Aus- und Fortbil-
dungsträgern ermöglichen, Lehrpläne zu entwickeln bzw. anzupassen. Zudem hofft 
der Verordnungsgeber, dass sich die interessierten Mediatoren- und Berufsver-
bände, berufsständischen Kammern und die Industrie- und Handelskammern 
sowie andere interessierte gesellschaftliche Gruppen in diesem Jahr auf eine Stelle 
zur Zertifizierung der Ausbildungsträger einigen können.5）
Die in Teilen höchst kontrovers geführte Diskussion darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass der deutsche Gesetzgeber mit dem Gesetz zur Förderung 
der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung 
ein Regelungswerk geschaffen hat, das über den Geltungsbereich der Europäischen 
Mediationsrichtlinie weit hinausreicht. Dies betrifft unter anderem das Arbeits-
recht, das der europäische Gesetzgeber selbst nicht im Blick hatte.6）
Legt man den Fokus auf das schlussendlich in Kraft getretene Gesetz, dann treten 
zwei Tatsachen schnell in den Hintergrund:
3）　Vgl. Francken, S. 837; Düwell/Lipke-Tautphäus,§54 Rn. 46.
4）　Zertifizierte-Mediatoren-Ausbildungs-Verordnung – ZMediatAusbV
5）　Vgl. Verordnungsentwurf des Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz vom 31. 01. 2014, S. 18 zu§10 （Inkrafttreten）.
6）　S.a. Düwell, S. 1921; Greger/Unberath, S. 34.
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- Der ursprüngliche Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 01. 04. 20117）findet 
sich in dem Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der au-
ßergerichtlichen Konfliktbeilegung nur in Teilen wieder; 8）
- die unionsrechtlich vorgegebene Frist zur Umsetzung der europarechtlichen Vor-
gaben in nationales Recht wurde um etwas mehr als 14 Monate überschritten.
Ⅱ．Das Mediationsgesetz
Das MediationsG bildet ohne jeden Zweifel den Kern des Gesetzes zur Förderung 
der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung. 
So führt die Bundesregierung bereits in ihrem Gesetzentwurf vom 01. 04. 2011 aus, 
dass es das wesentliche Ziel des gesetzgeberischen Vorhabens sei, „die Mediation 
und andere Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung zu fördern.“9） Wei-
ter betont sie zutreffend, dass die Mediation in Deutschland bislang weitergehend 
ungeregelt ist.10）
1.  Regelungsgehalt des Gesetzes
In seinem§1 nimmt das MediationsG zwei wichtige Begriffsbestimmungen vor. 
Abs. 1 der Vorschrift enthält eine Legaldefinition der Mediation, Abs. 2 eine 
solche des Mediators. Die wesentlichen Aufgaben des Mediators und eine kur-
ze Beschreibung des Mediationsverfahrens finden sich in§2 MediationsG.§3 
des Gesetzes regelt Offenbarungspflichten und Tätigkeitsbeschränkungen des 
Mediators. Seine Pflicht zur Verschwiegenheit ist Gegenstand des§4 Mediati-
onsG. Dieser Vorschrift schließen sich Bestimmungen bezüglich der Aus- und 
7）　BT-Dr. 17/5335
8）　Wolmerath, S. 2448.
9）　BT-Dr. 17/5335, S. 1.
10）　BT-Dr. 17/5335, S. 1.
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Fortbildung des Mediators sowie des zertifizierten Mediators in§5 MediationsG 
an, wobei§6 des Gesetzes bezüglich der Aus- und Fortbildung des zertifizierten 
Mediators eine Ermächtigung des Bundesministeriums der Justiz zum Erlass einer 
entsprechenden Rechtsverordnung enthält. Hiervon hat das Ministerium – wie 
bereits erwähnt – bislang keinen Gebrauch gemacht, wenngleich der Erlass der 
„Verordnung über die Aus- und Fortbildung von zertifizierten Mediatoren“ noch in 
dieser Legislaturperiode erfolgen dürfte. Die Durchführung wissenschaftlicher For-
schungsvorhaben und die finanzielle Förderung der Mediation ist Gegenstand des
§7 MediationsG.§8 MediationsG enthält eine Verpflichtung der Bundesregierung 
zur Evaluation des Gesetzes und zur Erstattung eines entsprechenden Berichts 
gegenüber dem Deutschen Bundestag bis spätestens zum 26. 07. 2017 （Abs. 1） sowie 
eine Aufforderung zum Vorschlag gegebenenfalls notwendiger gesetzgeberischer 
Maßnahmen （Abs. 2）. Das Gesetz schließt mit einer Übergangsbestimmung in§9. 
Diese erlaubte die Fortführung einer bereits praktizierten gerichtlichen Mediation 
bis zum 01. 08. 2013. Mit dem Ablauf dieser Übergangsfrist hat das in einigen 
Bundesländern praktizierte Modell des Richtermediators sein Ende gefunden. Ob 
es noch einmal von praktischer Bedeutung sein wird, ist zumindest derzeit eher 
zu bezweifeln. Maßgeblich dafür könnte das Ergebnis der Evaluation des Media-
tionsgesetzes sein, sofern diese in einer umfassenden Weise unter Einbeziehung 
des fachgerichtlichen Güterichtermodells erfolgt. Insoweit sind die Ergebnisse der 
Evaluation abzuwarten.
2.  Begriff und wesentliche Merkmale der Mediation
Gem.§1 Abs. 1 MediationsG handelt es sich bei der Mediation um ein „vertrauli-
ches und strukturiertes Verfahren, bei dem Parteien mithilfe eines oder mehrerer 
Mediatoren freiwillig und eigenverantwortlich eine einvernehmliche Beilegung ih-
res Konflikts anstreben.“ Mit seiner Legaldefinition lehnt sich der Gesetzgeber der 
in Artikel 3 Mediations-RL enthaltenen Begriffsbestimmung an, wobei die Meinun-
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gen auseinandergehen, wie Erstere in qualitativer Hinsicht zu bewerten ist.11）
Der Terminus „Konflikt“ ist dabei in einem weiten Sinn zu verstehen, der alle For-
men der zwischenmenschlichen Auseinandersetzung （z.B. Streit, Disput, Meinungsver-
schiedenheit） umfasst; 12） mithin auch solche Konfliktlagen, die typischerweise der 
Arbeitswelt eigen und am Arbeitsplatz immer wieder anzutreffen sind. Insofern 
werden vor allem den Einzelnen entwürdigende Situationen wie Mobbing13） und 
Nachstellung （Stalking） von§1 MediationsG mit umfasst.
Ein ganz wesentliches Kennzeichen der Mediation – und vor allem auch darin un-
terscheidet sich dieses Werkzeug der Konfliktbewältigung von einem Gerichtsver-
fahren – ist die Freiwilligkeit der Teilnahme an einer solchen, auf die in§2 Abs. 2 
MediationsG ein weiteres Mal hingewiesen wird. Der Grundsatz der Freiwilligkeit 
besagt, dass niemand – in welcher Form auch immer, insbesondere nicht unter 
Zuhilfenahme eines Gerichtes bzw. einer gerichtlichen Entscheidung – gezwungen 
werden kann, an einer Mediation teilzunehmen.14） Dieser Grundsatz ist auch zu 
bedenken, wenn der Verweis eines am Arbeitsgericht anhängigen Rechtsstreits an 
den Güterichter （vgl.§§54 Abs. 6, 54a ArbGG） erwogen wird （siehe hierzu Ⅲ. 2.）. Dem 
Grundsatz der Freiwilligkeit entspricht es folgerichtig, dass es bei der Mediation 
keine Verpflichtung zur Einigung gibt （s.a.§2 Abs. 6 MediationsG, der die Worte „im 
Falle einer Einigung“ enthält）. In der gleichen Weise kann die Mediation zu jeder Zeit 
für beendet erklärt werden （vgl.§2 Abs. 5 MediationsG）. Die erfolglose Beendigung 
einer Mediation führt nicht zu einer automatischen Überleitung des Konflikts in 
ein gerichtliches Verfahren. Dazu bedarf es entsprechender Schritte, wozu vor 
allem die Erhebung einer Klage vor dem für den konkreten Rechtsstreit zuständi-
11）　Fritz/Pielsticker,§1 MediationsG Rn. 4, sprechen von einem umfassenden Begriff, 
während Greger/Unberath,§1 Rn. 6, die Legaldefinition als eng beschreiben.
12）　HK-ArbR/Wolmerath,§§1─9 MediationsG Rn. 5.
13）　Vgl. zur Mobbingproblematik in Deutschland Wolmerath in JILPT REPORT 
12/2013, S. 77 ff.
14）　H.M.; vgl. Dahl, S. 260 ; HK-ArbR/Wolmerath,§§1─9 MediationsG Rn. 6.
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gen Gericht gehört. Etwas anderes gilt ausnahmsweise in dem Verfahren vor dem 
Güterichter – und nur dort. Maßgebend ist insoweit§54 a Abs. 2 ArbGG, auf den 
ich ebenfalls unterⅢ. 2. zurückkommen werde.
§1 Abs. 1 MediationsG betont die „Eigenverantwortlichkeit“, einen weiteren 
Grundsatz der Mediation. Eigenverantwortlich bedeutet, dass die Konfliktparteien 
für den Verlauf und den Ausgang der Mediation verantwortlich sind und sich 
nicht der Entscheidungsgewalt eines Dritten – insbesondere: des Mediators – un-
terwerfen können.15） Diesem Grundsatz folgend bestimmt§1 Abs. 2 MediationsG, 
dass der Mediator eine Person ohne Entscheidungsbefugnis ist. In der weiteren 
Konsequenz bedeutet dies, dass es bei der Mediation nur zwei Möglichkeiten gibt, 
wie diese beendet werden kann: Die einvernehmlich Beilegung des Konflikts （= 
Einigung der Konfliktparteien） oder die ergebnislose Beendigung （= Scheitern） der Me-
diation.
3.  Das Mediationsverfahren
Schon bei einer grob oberflächlichen Betrachtung fällt auf, dass das Mediati-
onsgesetz nur recht wenige Regelungen enthält, wie das Mediationsverfahren 
durchzuführen ist. Diese Tatsache dürfte dem Umstand geschuldet sein, dass der 
Gesetzgeber die weitere Entwicklung der Mediation16） sowie die Ergebnisse der 
bevorstehenden Evaluation abwarten und in Ruhe entscheiden möchte, wo es ge-
gebenenfalls welchen Handlungsbedarf gibt. Insoweit bleibt es in weiten Bereichen 
dem Mediator überlassen, wie er in dem konkreten Einzelfall das Verfahren der 
Mediation gestaltet.17）
Als zentrale Verfahrensvorschrift ist§2 Abs. 1 MediationsG zu erblicken, wonach 
15）　S.a. HK-ArbR/Wolmerath,§§1─9 MediationsG Rn. 7.
16）　S.a. BT-Dr. 17/5335 S. 11: „Mediation ist ein Verfahren, das noch stark in der Ent-
wicklung begriffen ist.“
17）　S.a. Dahl, S. 259.
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die Parteien den Mediator auswählen. Dies bedeutet, dass bereits die Frage, wer 
den Versuch der Konfliktbeilegung in der Eigenschaft als Mediator begleiten soll, 
einvernehmlich beantwortet werden muss. Mithin kann die eine Konfliktpartei der 
anderen eine Person vorschlagen – mehr jedoch nicht. Sofern dem Vorschlag – aus 
welchen Gründen auch immer – nicht gefolgt wird, ist die Benennung einer weite-
ren Person unumgänglich. Dies schließt es nicht aus, dass sich die Konfliktparteien 
der Anregungen eines nicht beteiligten Dritten （z.B. Vorschlag eines Mediationsverban-
des oder der Rechtsanwaltskammer） bedienen oder eine Verständigung bezüglich der 
Unterstützung durch mehrere Personen erzielen. Schließlich verweist§1 Abs. 1 
MediationsG auf die Möglichkeit, mehrere Mediatoren hinzuzuziehen.
Hinsichtlich der Frage, wer gegebenenfalls in welcher Höhe für diejenigen Kosten 
aufzukommen hat, die infolge der Mediation entstehen werden bzw. entstanden 
sind, schweigt das Gesetz. Dieser Umstand hat zur Konsequenz, dass die Rege-
lung der Kostentragung dem Einvernehmen der Konfliktparteien unterliegt. Da 
dieser Punkt vor allem auch den Honoraranspruch des Mediators betrifft, wird 
es im Zweifel der Mediator sein, der die Frage der Kostentragung thematisiert.18） 
Ansonsten gilt die Regel, wonach die Kosten hälftig geteilt und jede Partei die 
ihr entstandenen Auslagen selber trägt.19） Bei einer Mediation, die zwischen den 
Arbeitsvertragsparteien （Arbeitgeber und Arbeitnehmer） erfolgt, ist eine alleinige 
Kostentragung durch den Arbeitgeber üblich.20） Gleiches gilt für den Versuch 
der Beilegung eines Konflikts, der zwischen dem Arbeitgeber und der bei ihm 
eingerichteten Interessenvertretung besteht. Betriebsrat, Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung sowie Schwerbehindertenvertretung sind vermögenslos und 
unterliegen daher von Gesetzes wegen einer arbeitgeberseitigen Kostentragungs-
pflicht （vgl.§40 Abs. 1 BetrVG,§65 Abs. 1 iVm.§40 Abs. 1 BetrVG,§97 Abs. 8 Satz 1 SGB 
18）　S.a. Fritz/Pielsticker,§2 MediationsG Rn. 47 ff.
19）　Greger/Unberath,§1 Rn. 200.
20）　Dahl, S. 260.
78
IX）. Soweit es einen Konflikt zwischen Arbeitnehmern gibt oder der Arbeitgeber 
zu einer Kostentragung nicht bereit ist, sollte die Kostenübernahme durch eine 
Rechtsschutzversicherung geprüft werden. Erforderlich ist dafür eine bestehende 
Rechtsschutzversicherung, welche die Kostentragung für eine Mediation beinhal-
tet. Sofern dies der Fall ist, werden die durch eine Mediation entstehenden Kosten 
von dem Versicherungsunternehmen getragen, soweit diese auf die rechtsschutz-
versicherte Person entfallen bzw. ihr zugerechnet werden können.21）
Wie sich§2 Abs. 2 Satz 2 MediationsG entnehmen lässt, ist die Hinzuziehung ex-
terner Personen （z.B. Berater, Rechtsanwälte, Beistände） möglich. Gleichwohl können 
diese – im Gesetz „Dritte“ genannt – gem.§2 Abs. 4 MediationsG nur mit Zustim-
mung aller Parteien in die Mediation einbezogen werden, mithin an einer solchen 
teilnehmen. Schließlich findet das Mediationsverfahren grundsätzlich unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit statt.22） Das gilt vor allem auch für die bereits erwähnten 
Berater, Rechtsanwälte und Beistände. Ihre Hinzuziehung ist nur statthaft, sofern 
die andere Partei damit einverstanden ist.23） Der grundsätzliche Ausschluss von 
Beratern, Rechtsanwälten und Beiständen lässt sich vor allem damit begründen, 
dass diese oftmals recht einseitig zugunsten ihrer Mandanten agieren und nicht 
immer auch den Argumenten der Gegenseite zugänglich sind. Die Aussprache im 
kleinsten Kreise – nur die beiden Konfliktparteien unter Hinzuziehung des Media-
tors – sichert Vertraulichkeit und schützt gegebenenfalls vor einen Gesichtsverlust, 
der umso eher eintreten kann, je mehr Personen an der Mediation beteiligt sind.
Sofern die Mediation erfolgreich ist, bietet sich die Anfertigung und Unterzeich-
nung einer sogenannten Abschlussvereinbarung an, was§2 Abs. 6 Satz 3 Me-
21）　Siehe z.B.§5a Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung ARB 
2013 der HUK-COBURG Rechtsschutzversicherung, http://www.huk.de/content/
dam/hukde/pdf/rechtsschutz/RBARB13. pdf ; s.a. Fritz/Pielsticker,§2 MediationsG 
Rn. 56.
22）　Vgl. HK-ArbR/Wolmerath,§§1─9 MediationsG Rn. 9 ; Dahl, S. 260.
23）　Vgl. HK-ArbR/Wolmerath,§§1─9 MediationsG Rn. 9 ; Dahl, S. 260. 
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diationsG hervorhebt. Zwingend ist dies allerdings nicht.24） Insoweit reicht eine 
schlichte mündliche oder schriftliche Vereinbarung aus, die die Parteien in Kennt-
nis der Sachlage treffen und deren Inhalt sie verstehen. Hierauf hat der Mediator 
in der gleichen Weise gem.§2 Abs. 6 Satz 1 MediationsG hinzuwirken, wie auch 
auf den Umstand, die Vereinbarung bei Bedarf durch externe Berater überprü-
fen zu lassen （vgl.§2 Abs. 6 Satz 2 MediationsG）. Weder die Vereinbarung noch die 
Abschlussvereinbarung sind vollstreckbar. Letzteres hatte die Bundesregierung 
zwar in ihrem Gesetzentwurf vorgesehen, später aber wieder fallen gelassen.25） 
Insoweit bedarf es einer Protokollierung vor einem deutschen Gericht oder der Be-
urkundung durch einen deutschen Notar, soll aus der Abschlussvereinbarung eine 
Zwangsvollstreckung betrieben werden können.26）
4.  Anforderungen an den Mediator
Im Zentrum des Gesetzes steht der Mediator. An ihn sind die meisten Vorschriften 
des Mediationsgesetzes gerichtet. Dies ist sowohl sachgerecht als auch zwingend 
erforderlich, da es maßgeblich von ihm und seinen （kommunikativen） Fähigkeiten 
abhängt, ob eine Mediation von Erfolg gekrönt sein kann. Dies vor Augen enthält
§1 Abs. 2 MediationsG eine Legaldefinition des Mediators: „Ein Mediator ist eine 
unabhängige und neutrale Person ohne Entscheidungsbefugnis, die die Parteien 
durch die Mediation führt“.
Seine fehlende Entscheidungsbefugnis ist es, die den Mediator insbesondere von 
dem Richter sowie von dem Vorsitzenden einer Einigungsstelle unterscheidet. 
Sofern eine gütliche Einigung der Konfliktparteien nicht erfolgt, entscheidet der 
Richter bzw. entscheiden die Richter den Rechtsstreit. Gleiches gilt im Ergebnis im 
Verfahren vor der Einigungsstelle, da die Stimme des Einigungsstellenvorsitzen-
24）　S.a. Dahl, S. 259.
25）　Vgl. BT-Dr. 17/5337, S. 6.
26）　Vgl. Düwell, S. 1922 ; HK-ArbR/Wolmerath,§§1─9 MediationsG Rn. 9.
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den bei einer erneuten Beschlussfassung den entscheidenden Ausschlag für das 
Abstimmungsergebnis gibt （vgl.§76 Abs. 3 Satz 3 BetrVG）.
Gem.§1 Abs. 2 MediationsG ist der Mediator zur Unabhängigkeit und Neutrali-
tät verpflichtet. Dies vor Augen stellt§2 Abs. 3 Satz 1 MediationsG ergänzend 
klar, dass er allen Parteien gleichermaßen verpflichtet ist. Nach§2 Abs. 2 Satz 3 
MediationsG hat der Mediator die Kommunikation der Parteien zu fördern und 
zu gewährleisten, dass diese in angemessener und fairer Weise in die Mediation 
eingebunden sind. Vor allem hat er sich gem.§2 Abs. 2 MediationsG zu vergewis-
sern, dass die Parteien die Grundsätze und den Ablauf des Mediationsverfahrens 
verstanden haben und freiwillig an der Mediation teilnehmen. Damit einher geht 
eine entsprechende Informationspflicht seitens des Mediators.27）
§3 Abs. 1 MediationsG enthält eine Offenbarungspflicht des Mediators. So hat er 
den Parteien alle Umstände offenzulegen, die seine Unabhängigkeit und Neutralität 
beeinträchtigen können （Satz 1）. Zudem darf er bei Vorliegen solcher Umstände 
nur als Mediator tätig werden, wenn die Parteien dem ausdrücklich zustimmen 
（Satz 2）. Weiter ist er gem.§3 Abs. 5 MediationsG verpflichtet, die Parteien auf 
deren Verlangen über seinen fachlichen Hintergrund, seine Ausbildung und seine 
Erfahrung auf dem Gebiet der Mediation zu informieren.
Tätigkeitsbeschränkungen gelten für den Mediator iRd.§3 Abs. 2─4 MediationsG. 
So darf als Mediator nicht tätig werden, wer vor der Mediation in derselben Sache 
für eine Partei tätig gewesen ist （Abs. 2 Satz 1）. Auch darf er nicht während oder 
nach der Mediation für eine Partei in derselben Sache tätig werden （Abs. 2 Satz 2）. 
Weiter darf als Mediator nicht tätig werden, wenn eine mit ihm in derselben Be-
rufsausübungs- oder Bürogemeinschaft verbundene andere Person vor der Media-
tion in derselben Sache für eine Partei tätig gewesen ist （Abs. 3 Satz 1）. Eine solche 
andere Person darf auch nicht während oder nach der Mediation für eine Partei 
27）　S.a. Dahl, S. 259.
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in derselben Sache tätig werden （Abs. 3 Satz 2）. Die zuletzt aufgeführten Beschrän-
kungen des Abs. 3 gelten nach Abs. 4 nicht, sofern sich die betroffenen Parteien im 
Einzelfall nach einer umfassenden Information damit einverstanden erklärt haben 
und Belange der Rechtspflege dem nicht entgegenstehen.
§4 MediationsG legt dem Mediator eine Verschwiegenheitspflicht auf, wobei er die 
Parteien nach Satz 4 der Vorschrift über den Umfang dieser Pflicht zu informieren 
hat. Dies hat er von sich aus und nicht etwa erst auf eine entsprechende Aufforde-
rung dazu zu unternehmen. Gem. den Sätzen 1─3 gelten für die Verschwiegenheit 
folgende Grundsätze: Der Mediator und die in die Durchführung des Mediations-
verfahrens eingebundenen Personen28） sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, 
soweit gesetzlich nichts anderes geregelt ist. Dabei bezieht sich die Verschwiegen-
heitspflicht auf alles, was diesen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt geworden 
ist. Ungeachtet anderer gesetzlicher Regelungen über die Verschwiegenheitspflicht 
gilt diese gem. dem Willen des Gesetzgebers nicht, soweit
- die Offenlegung des Inhalts der im Mediationsverfahren erzielten Vereinbarung 
zur Umsetzung oder Vollstreckung dieser Vereinbarung erforderlich ist,
- die Offenlegung aus vorrangigen Gründen der öffentlichen Ordnung geboten ist, 
insbesondere um eine Gefährdung des Wohles eines Kindes oder eine schwerwie-
gende Beeinträchtigung der physischen oder psychischen Integrität einer Person 
abzuwenden, oder
- es sich um Tatsachen handelt, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach 
keiner Geheimhaltung bedürfen.
5.  „Einfacher“ und zertifizierter Mediator
Bis zu dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes zur Förderung der Medi-
ation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung gab es in 
28）　Hierunter fallen nur die Hilfspersonen des Mediators; vgl. Dahl, S. 259.
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Deutschland „nur“ den Mediator. Seine Aus- und Fortbildung war bis dahin ge-
setzlich nicht geregelt. Dies hatte unweigerlich zur Folge, dass es in qualitativer 
Hinsicht ein breites Spektrum an Mediatoren gab. Auch durfte sich jeder Mediator 
nennen; selbst wenn er nicht eine entsprechende Qualifizierung besaß. 
Eine geschützte Berufsbezeichnung gab es für den Mediator nicht. Aus diesem 
Grund war und ist es auch nicht verwunderlich, dass sich mit der Zeit ein durch-
aus und bisweilen höchst lukratives Geschäftsmodell der Mediatorenausbildung 
entwickelt und sodann auch fest etabliert hat. So gibt es etwa den Bundesverband 
Mediation e.V.,29） der sowohl eine Ausbildung als auch eine Anerkennung zur „Me-
diatorin BM®“ bzw. zum „Mediator BM®“ anbietet. Daneben sind auch universitäre 
Angebote der Ausbildung zu verzeichnen, wie sie etwa bei der FernUniversität in 
Hagen30） anzutreffen sind.
Bei alledem wird es wohl auch bleiben. Denn gem.§5 Abs. 1 Satz 1 MediationsG 
stellt der Mediator in eigener Verantwortung durch eine geeignete Ausbildung 
und eine regelmäßige Fortbildung sicher, dass er über theoretische Kenntnisse 
und praktische Erfahrungen verfügt, um die Parteien in sachkundiger Weise durch 
die Mediation führen zu können. Es bleibt damit dem jeweiligen Mediator überlas-
sen, wie er dies gestaltet.31） In Ergänzung zu Satz 1 der Vorschrift gibt § 5 Abs. 1 
Satz 2 MediationsG einen Katalog von Inhalten vor, die eine geeignete Ausbildung 
insbesondere vermitteln soll. Diesbezüglich führt das Gesetz auf:
„1．Kenntnisse über Grundlagen der Mediation sowie deren Ablauf und Rah-
menbedingungen,
2．Verhandlungs- und Kommunikationstechniken,
3．Konfliktkompetenz,
4．Kenntnisse über das Recht der Mediation sowie über die Rolle des Rechts in 
29）　www.bmev.de.
30）　https://www.fernuni-hagen.de/ls_schlieffen/mediation/.
31）　S.a. HK-ArbR/Wolmerath§§1─9 MediationsG Rn. 11.
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der Mediation sowie
5．praktische Übungen, Rollenspiele und Supervision.“
Neu und von seinem Ansatz her zu begrüßen ist der „zertifizierte Mediator“, 
den der Gesetzgeber mit dem Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer 
Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung ins Leben gerufen hat. Damit 
verbunden ist der Versuch, einen besonderen Qualitätsnachweis für diejenigen zu 
schaffen, die eine spezielle Ausbildung absolviert haben. Zugleich hat er eine ge-
schützte Berufsbezeichnung kreiert.32） Denn gem.§5 Abs. 3 MediationsG darf sich 
als „zertifizierter Mediator“ nur bezeichnen, wer eine Ausbildung zum Mediator 
abgeschlossen hat, die den Anforderungen der Rechtsverordnung nach§6 Media-
tionsG entspricht. Weiter legt§5 Abs. 3 MediationsG dem zertifizierten Mediator 
die besondere Verpflichtung auf, sich entsprechend den Anforderungen der besag-
ten, allerdings noch nicht existierenden Rechtsverordnung fortzubilden. Der Ver-
ordnungsentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 
vom 31. 01. 2014 sieht nicht vor, dass es ein besonderes behördliches Zulassungs-
system und eine behördliche Kontrolle der Mediatorenausbildung geben wird. 
Vielmehr will man es wohl den interessierten Kreisen – sprich den Anbietern von 
Schulungs- und Fortbildungsmaßnahmen – überlassen, sich auf die Vergabe eines 
privatrechtlichen Gütesiegels zu einigen. Ob man damit den Konfliktparteien sowie 
dem zertifizierten Mediator einen Gefallen tut oder ob sich dieser Ansatz als ein 
Bärendienst erweist, wird die Erfahrung zeigen. Auch insoweit sind die Evaluation 
des Mediationsgesetzes und der sich daraus ergebende Bericht der Bundesregie-
rung abzuwarten.
32）　Vgl. HK-ArbR/Wolmerath,§§1─9 MediationsG Rn. 12.
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Ⅲ．Die Mediation im Arbeitsgerichtsprozess
Soweit es das Arbeitsrecht betrifft, sind neben den Vorschriften des Mediationsge-
setzes die Änderungen des ArbGG von Bedeutung, die das Gesetz zur Förderung 
der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung 
mit sich gebracht haben. Diese sind in Artikel 4 des Gesetzes niedergelegt und 
können zwei großen Themenblöcken zugeordnet werden – dem Güterichter auf 
der einen und der Mediation nebst weiteren Methoden der Konfliktbeilegung auf 
der anderen Seite.
1.  Der Güterichter
Der neu geschaffene§54 Abs. 6 ArbGG enthält zentrale Aussagen über den „Gü-
terichter“. Hierbei handelt es sich gem. Satz 1 der Vorschrift um einen „hierfür 
bestimmten und nicht entscheidungsbefugten Richter“, der nach Satz 2 „alle Me-
thoden der Konfliktbeilegung einschließlich der Mediation einsetzen“ kann.
Bereits die bewusste Wortwahl – die Betonung aller Methoden der Konfliktbeile-
gung – lässt erkennen, dass der Güterichter kein Mediator ist,33） und auf ihn die 
Vorschriften des Mediationsgesetzes keine Anwendung finden.34） Ihm ist es daher 
folgerichtig in seiner Eigenschaft als Güterichter verwehrt, die Bezeichnung „Me-
diator“ oder „zertifizierter Mediator“ zu führen, selbst wenn er über eine entspre-
chende Ausbildung verfügt und vielleicht sogar außerhalb seines Richteramtes im 
Nebenberuf als （zertifizierter） Mediator tätig ist.35） Dem Güterichter war es iRd.§9 
Abs. 2 iVm. Abs. 1 MediationsG lediglich in einer bis zum 01. 08. 2013 währenden 
33）　S.a. Hartmann, S. 942.
34）　S.a. Greger/Weber, S. 5. Eine analoge Anwendung von Vorschriften des Mediati-
onsgesetzes ist demnach nicht ausgeschlossen.
35）　S.a. HK-ArbR/Wolmerath,§§1─9 MediationsG Rn. 14.
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Übergangszeit gestattet, die Bezeichnung „gerichtlicher Mediator“ zu führen. Seit 
dem Ablauf dieser Übergangsfrist ist ihm die Verwendung diese Bezeichnung 
nicht mehr erlaubt.
Um tätig werden zu können benötigt der Güterichter gem.§54 Abs. 6 Satz 1 
ArbGG einer Institutionalisierung. Weiter bedarf es einer entsprechenden Veran-
kerung der Zuständigkeit in dem Geschäftsverteilungsplan des jeweiligen Arbeits- 
bzw. Landesarbeitsgerichts. Sofern dem genüge getan ist, soll es nach allgemeiner 
Ansicht möglich sein, dass der Güterichter seine Funktion an mehreren Gerichten 
ausübt.36）
2.  Mediation und weitere Methoden der Konfliktbeilegung
Wesentlich für den Arbeitsgerichtsprozess ist die Grundentscheidung des Gesetz-
gebers, dass der Versuch einer einvernehmlichen Konfliktbeilegung nicht auf die 
Mediation beschränkt ist. Der Gesetzgeber sieht die Mediation zu recht nur als 
eines von mehreren geeigneten Werkzeugen zur Aufarbeitung von Konfliktsitua-
tionen an. So heißt es in§54 Abs. 6 ArbGG: „alle Methoden der Konfliktbeilegung 
einschließlich der Mediation“. In§54a Abs. 1 und Abs. 2 ArbGG wird die Media-
tion in demselben Sinne neben „eines anderen Verfahrens der außergerichtlichen 
Konfliktbeilegung“ gestellt. Auf die Frage, was unter allen Methoden sowie unter 
anderen Verfahren zu verstehen ist, bleibt uns das Gesetz zur Förderung der Me-
diation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung eine Ant-
wort schuldig. Der Gesetzgeber hat dies mit Bedacht getan. So führt er bereits in 
seinem Gesetzentwurf aus, dass die Entwicklung neuer innovativer Verfahren der 
außergerichtlichen Konfliktbeilegung weiter vorangehen wird. Dieser Erkenntnis 
folgend beschränkt er sich mit der beispielhaften Aufzählung weiterer Werkzeuge 
und nennt insoweit „Schlichtungs-, Schieds- und Gütestellen, die Ombudsleute, Clea-
36）　Vgl. Düwell/Lipke-Tautphäus,§54 Rn. 52 ; s.a. Francken, S. 840 ; Hartmann, S. 941 ; 
Greger/Weber, S. 6.
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ringstellen und neuere Schieds- und Schlichtungsverfahren wie Shuttle-Schlich-
tung, Adjudikation, Mini Trial, Early Neutral Evaluation und Online-Schlichtung“.
Die Unbegrenztheit der im Arbeitsgerichtsprozess zulässigen Werkzeuge ist ohne 
Wenn und Aber zu begrüßen, zeigt allerdings die Notwendigkeit auf, die Güterich-
ter auch insoweit zu qualifizieren. Nur eine umfassende Schulung und kontinuier-
liche Fortbildung kann sie befähigen, auch andere Werkzeuge als die Mediation 
anzuwenden und zu entscheiden, welche konkrete Methode in dem jeweiligen 
Einzelfall die richtige bzw. erfolgversprechende ist.37） Ob und gegebenenfalls inwie-
weit dies erfolgen wird, bleibt abzuwarten. Leider wird die Aus- und Fortbildung 
der Güterichter nicht Gegenstand der in§8 MediationsG angesprochenen Evaluati-
on sein. Diese fällt nicht in die Zuständigkeit des Bundes, sondern der Länder.
Der Einsatz der vielfältigen Werkzeuge zur Konfliktlösung ist nicht auf das Ur-
teilsverfahren und nicht auf das Arbeitsgericht beschränkt. Durch die geschaffe-
nen Verweisungen in§§64 Abs. 7, 80 Abs. 2 Satz 1 und§87 Abs. 2 Satz 1 ArbGG 
wird das Wirken des Güterichters auch in Beschlussverfahren und für die vor 
dem Landesarbeitsgericht geführten Rechtsstreitigkeiten ermöglicht. Sein Einsatz 
ist mithin sowohl vor dem Arbeits- als auch vor dem Landesarbeitsgericht und 
sowohl in Urteils- als auch in Beschlussverfahren gestattet – und zwar zu jeder 
Zeit und in jeder Lage des Verfahrens.38） Für das Bundesarbeitsgericht ist das 
Güterichtermodell hingegen nicht vorgesehen.
Voraussetzung für ein Verfahren vor dem Güterichter ist gem.§54 Abs. 6 Satz 1 
ArbGG ein entsprechender Verweis des mit dem Rechtsstreit betrauten Vorsitzen-
den Richters. Dieser kann eine Verweisung des Rechtsstreits an den Güterichter 
vornehmen, ohne dazu verpflichtet zu sein. Etwas anderes wird man nur dann 
annehmen müssen, wenn es der ausdrückliche Wille der Parteien ist, eine Konflikt-
beilegung vor dem Güterichter zu versuchen. In diesem Fall wäre es untunlich, 
37）　S.a. HK-ArbR/Wolmerath,§§1─9 MediationsG Rn. 14.
38）　S.a. HK-ArbR/Schmitt,§54 ArbGG Rn. 3.
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den Parteien die Möglichkeit einer Konfliktbeilegung vor dem Güterichter zu ver-
sagen, selbst wenn es einen Rechtsanspruch darauf nicht gibt.39） In der Mehrzahl 
der Fälle wird es der Einschätzung des Vorsitzenden Richters unterliegen, ob er 
den jeweiligen Rechtsstreit für geeignet hält, einem Verfahren vor dem Güterich-
ter zuzuführen. Um ihm seine Entscheidung zu erleichtern sieht§253 Abs. 3 Nr. 
1 ZPO vor, dass die Klageschrift die Angabe enthalten soll, ob der Klageerhebung 
der Versuch einer Mediation oder eines anderen Verfahrens der außergerichtli-
chen Konfliktbeilegung vorausgegangen ist, sowie eine Äußerung dazu, ob einem 
solchen Verfahren Gründe entgegenstehen. Schließlich steht eines außer Frage: 
Der Verweis eines Rechtsstreits an den Güterichter macht nur dann Sinn, wenn 
die Parteien damit einverstanden sind, dies auch wollen.40） Schließlich gilt auch hier 
der Grundsatz der Freiwilligkeit, wie er in§1 Abs. 1 MediationsG ausdrücklich be-
tont wird.
Der Verweis ist nicht an die Einhaltung einer bestimmten Form gebunden. Er 
kann mithin sowohl schriftlich als auch mündlich erfolgen. Ergeht er in der münd-
lichen Verhandlung, so dürfte er in der Regel Eingang in das Sitzungsprotokoll 
finden.41）
Sofern sich die Parteien zur Durchführung einer Mediation oder eines anderen 
Verfahrens der außergerichtlichen Konfliktbeilegung entscheiden, ordnet das Ge-
richt bzw. der Vorsitzende （vgl.§55 Abs. 1 Nr. 8 ArbGG） das Ruhen des Verfahrens 
an. Auf diese Weise soll den Parteien die Möglichkeit gegebenen werden, sich auf 
den Versuch der Konfliktbeilegung zu konzentrieren, ohne an den anhängigen 
Rechtsstreit denken zu müssen.
Dem Grundsatz der Freiwilligkeit entspricht es, dass der Rechtsstreit wieder be-
trieben bzw. fortgeführt wird, sofern eine Partei die Bestimmung eines Termins 
39）　S.a. HK-ArbR/Schmitt,§54 ArbGG Rn. 2.
40）　S.a. HK-ArbR/Schmitt,§54 ArbGG Rn. 3.
41）　S.a. Düwell/Lipke-Tautphäus,§54a Rn. 9.
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zur mündlichen Verhandlung beantragt （§54a Abs. 2 Satz 2 ArbGG）. Gleiches gilt, 
wenn beide Parteien dies tun. Mit dem Antrag auf Bestimmung eines Termins 
zur mündlichen Verhandlung wird unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, 
dass der Versuch einer gütlichen Einigung misslungen ist. Sofern eine solche An-
tragstellung unterbleibt, nimmt das Gericht das Verfahren von sich aus nach drei 
Monaten wieder auf. Etwas anderes gilt nach§54 Abs. 2 Satz 3 ArbGG nur dann, 
wenn die Parteien übereinstimmend darlegen, dass der gütliche Versuch einer 
Konfliktbeilegung noch betrieben wird.
Die Gespräche vor dem Güterichter sind im Gegensatz zur Gerichtsverhandlung 
nicht öffentlich.§196 Satz 1 GVG findet allein schon aufgrund des insoweit eindeu-
tigen Wortlauts keine Anwendung.42） Nur wenn sich die Parteien damit ausdrück-
lich einverstanden erklären, kann die Öffentlichkeit zu den Gesprächen zugelassen 
werden, was in der Praxis allerdings kaum der Fall sein dürfte.43）
In dem Konfliktlösungsverfahren vor dem Güterichter findet§11 ArbGG keine 
Anwendung. Dies hat zur Folge, dass es insoweit keiner Prozessvertretung be-
darf.44） Gleichwohl steht es den Parteien frei, Prozessbevollmächtigte und Beistän-
de zu den Gesprächen hinzuzuziehen, wobei es analog§2 Abs. 4 MediationsG der 
Zustimmung aller Parteien bedarf.
Natürlich steht es den Parteien frei, sich anstelle des Güterichters für ein ande-
res Werkzeug der außergerichtlichen Konfliktlösung zu entscheiden. So können 
sie sich für eine Mediation außerhalb des Gerichtsgebäudes entscheiden und mit 
dessen Durchführung einen Mediator – in der nahen Zukunft auch einen „zertifi-
zierten Mediator“ – beauftragen. Dabei sollten die Parteien allerdings bedenken, 
dass die Einleitung einer Mediation keine Auswirkungen auf den Lauf gesetzlicher 
Fristen hat. Dies gilt im Falle der Kündigung vor allem für die Erhebung einer 
42）　Vgl. Düwell/Lipke-Tautphäus,§54 Rn. 78 ; Francken, S. 840 ; Hartmann, S. 942.
43）　S.a. Greger/Weber, S. 4.
44）　Düwell/Lipke-Tautphäus,§54 Rn. 81.
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Kündigungsschutzklage. Wird die drei Wochen währende Frist des§4 KSchG für 
die Klageerhebung nicht gewahrt, so tritt automatisch die Fiktion der Wirksam-
keit der Kündigung nach§7 KSchG ein.45） Um seine Rechte vollends wahren zu 
können ist ein Arbeitnehmer, der eine Kündigung erhalten hat, daher gehalten, 
rechtzeitig eine Kündigungsschutzklage zu erheben und die Klageschrift mit dem 
Hinweis zu versehen, dass die Klageerhebung lediglich aus Gründen der Fristwah-
rung erfolgt und bereits mit dem Versuch einer gütlichen Beilegung des Konflikts 
begonnen wurde bzw. damit alsbald begonnen wird.46）
Hinsichtlich der Verjährung eines Anspruchs ist§203 Satz 1 BGB zu beachten.47） 
Hiernach hemmt der Versuch einer einvernehmlichen Konfliktbeilegung die Ver-
jährung bis zu dem Zeitpunkt, in dem eine der Parteien die Fortsetzung der Ver-
handlungen verweigert. In einem derartigen Fall tritt die Verjährung gem.§203 
Satz 2 BGB frühestens drei Monate nach dem Ende der Hemmung ein.
Ⅳ．Resümee und Ausblick
Ob sich das Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der 
außergerichtlichen Konfliktbeilegung in der Praxis bewähren wird, muss sich 
erst noch zeigen. Soweit es das MediationsG betrifft ist abzuwarten, in welche 
Weise sich der „zertifizierte Mediator“ als ein wirkliches Qualitätsmerkmal der 
Mediation erweist. Dies gilt erschwerend vor dem Hintergrund, dass das Ar-
beitsrecht im Bereich der Mediation bisher eher von untergeordneter Bedeutung 
gewesen sein dürfte. Schließlich gab es hier schon immer einvernehmliche Pro-
zessbeendigungen in einer Anzahl, welche die anderen Gerichtsbarkeiten deutlich 
45）　S.a. Dahl, S. 261.
46）　S.a. HK-ArbR/Schmitt,§54 ArbGG Rn. 6.
47）　S.a. Dahl, S. 261.
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übertrafen.48）Gleichwohl liegen aber genau hier bislang kaum genutzte Möglichkei-
ten und Chancen. In zahlreichen Betrieben gibt es sowohl auf der Arbeitnehmer- 
als auch auf der Arbeitgeberseite Personen, die über ein besonderes Geschick, 
über spezielle Fähigkeiten hinsichtlich der Bewältigung von Konfliktsituationen am 
Arbeitsplatz verfügen. Oftmals dürfte dies auf Betriebsratsmitglieder, Vertrauens-
personen der schwerbehinderten Beschäftigten sowie Personalleiter zutreffen. Wei-
ter ist an Ausbilder und Personen mit besonderen Funktionen （z.B. Suchtbeauftragte） 
zu denken. Geeignete Mitarbeiter sowie Führungskräfte zu qualifizieren und bei 
Bedarf sowohl im eigenen Betrieb als auch in fremden Unternehmen einzusetzen, 
sollte ein Anliegen der Sozialpartner sein. Insoweit sind die Arbeitgeberverbände 
und Gewerkschaften im gleichen Maße gefordert. Diese haben zudem die Möglich-
keit, weitere Werkzeuge zur Bewältigung von Konfliktsituationen am Arbeitsplatz 
zu entwickeln, für ihren Einsatz in den Betrieben zu werben und erforderliche 
Qualifizierungsmaßnahmen durchzuführen.
Dass sich eine Bewältigung von Konflikten am Arbeitsplatz sowohl für die Betrof-
fenen als auch für das Unternehmen auszahlt, liegt auf der Hand. Auf der Arbeit-
geberseite sind insoweit die Einsparung von Kosten und vor dem Hintergrund ei-
nes sich abzeichnenden Fachkräftemangels sowie des demografischen Wandels ein 
Wettbewerbsvorteil bei der Gewinnung und dem Halten von Beschäftigten zu nen-
nen. Dem stehen auf der Arbeitnehmerseite Aspekte des Gesundheitsschutzes und 
einer humaneren Arbeitsumgebung gegenüber. Wer weiß, dass seine Konflikte am 
Arbeitsplatz unter Zugrundelegung eines Win-win-Ansatzes erfolgversprechend 
bewältigt werden können, der kann sich auf seine Arbeit konzentrieren und qua-
litativ höherwertigere Arbeitsergebnisse erzielen. Mit der Zeit dürfte sich in den 
Betrieben eine gewinnbringende Konfliktkultur entwickeln, die sich zwangsläufig 
sowohl auf das Betriebsklima als auch auf das Betriebsergebnis positiv auswirken 
48）　S.a. Fritz/Pielsticker, Arbeitsgerichtsgesetz Rn. 1.
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wird.
Sofern man den Blick auf die Arbeitsgerichte lenkt ist zu hinterfragen, warum der 
Gesetzgeber das Amt des Güterichters augenscheinlich auf den Vorsitzenden Rich-
ter, den Berufsrichter beschränkt hat.49） Es wirkt überheblich und arrogant, wenn 
man nur diesen Personenkreis für fähig erachtet, das Amt des Güterichters zu 
bekleiden. Schließlich benötigen die Berufsrichter eine entsprechende, zusätzliche 
Qualifikation, um „alle Methoden der Konfliktbeilegung einschließlich der Mediation“ 
im Sinne des§54 Abs. 6 ArbGG erfolgversprechend einsetzen zu können. Unter 
den ehrenamtlichen Richtern dürfte es eine stattliche Zahl von Personen geben, die 
sämtliche Voraussetzungen erfüllen, um dieses Amt ebenfalls zu bekleiden. Dies 
können vor allem erfahrene Betriebsratsmitglieder sowie Personalleiter sein. Dies 
gilt vor allem dann, wenn sie über eine Ausbildung zum Mediator oder vielleicht 
sogar zum zertifizierten Mediator verfügen. Der Gesetzgeber wäre daher gut 
beraten, die ehrenamtlichen Richter in das Güterichtermodell einzubeziehen und 
dies an geeigneter Stelle festzuschreiben. So könnte§54 Abs. 6 ArbGG um einen 
Satz 3 ergänzt werden, der folgenden klarstellenden Wortlaut erhält: „Güterichter 
können auch ehrenamtliche Richter sein.“ Auf diese Weise könnte der Gesetzgeber 
nicht nur eine Entlastung der Berufsrichter erreichen, sondern zugleich das ehren-
amtliche Richteramt stärken, das nicht nur auf eine lange und bewährte Tradition 
zurückblicken kann, sondern auch ein Garant für die hohe Akzeptanz der Arbeits-
gerichtsbarkeit und deren Entscheidungen in der Bevölkerung ist.50）
Die konzeptionelle Idee, einen zertifizierten Mediator zu schaffen, der über eine 
besondere Aus- und Weiterbildung verfügt, ist mehr als zu begrüßen. Dies gilt 
auch für den mit der Bezeichnung einhergehenden Schutz der Berufsbezeichnung. 
Gleichwohl muss sich in der Praxis noch zeigen, wie sich der zertifizierte Mediator 
bewährt und welchen Stellenwert er im Bereich des Arbeitsrechts erlangen wird. 
49）　S.a. Wolmerath in RohR 3/13, S. 87.
50）　Vgl. Bader/Hohmann/Klein, S. 3
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Insoweit ist auch abzuwarten, zu welchen Ergebnissen die Evaluierung kommen 
wird, zu der die Bundesregierung gemäß§8 MediationsG verpflichtet ist. Stichtag 
hierfür ist der 26. 07. 2017 – ein Datum, welches nicht in weiter Ferne liegt und das 
es unbedingt zu beachten gilt.
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iVm. in Verbindung mit
KSchG Kündigungsschutzgesetz
Nr.  Nummer
Rn.  Randnummer
S.  Seite
s.a.  siehe auch
SGB IX Sozialgesetzbuch Neuntes Buch
vgl. vergleiche
z.B. zum Beispiel
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